
kel 25 Absatz 4 der Verfassung der DDR, ist es 
zur Vermeidung derartiger Probleme und zur 
Vorbeugung von Rechtsverletzungen gerechtfer­
tigt, den Jugendlichen zu verpflichten, als not­
wendige Voraussetzung für die Erlernung eines 
Berufes die Schulbildung abzuschließen bzw. 
die Ausbildung in einem Beruf aufzunehmen 
oder fortzusetzen und abzuschließen.

Auch bei Straftaten Jugendlicher, die mate­
rielle Schäden zur Folge hatten, ist unter Be­
achtung der Voraussetzungen des § 348 Absatz 
2 ZGB in Verbindung mit der Verurteilung auf 
Bewährung obligatorisch die Verpflichtung zur 
Wiedergutmachung des Schadens (vgl. § 33 Abs. 3 
StGB) auszusprechen, sei es als Schadenswie­
dergutmachung durch Geldleistungen, aber 
auch - mit Einverständnis des Geschädigten - 
durch eigene Arbeit.

Probleme können sich ergeben, wenn der Jugend­
liche weder über eigene Einkünfte noch über 
Sachwerte oder Ersparnisse verfügt und auch eine 
Wiedergutmachung durch eigene Arbeit nicht 
möglich ist. Hier können entsprechende Fristen 
für Ratenzahlungen gesetzt werden, die es dem 
Jugendlichen gestatten, durch Arbeit in der Frei­
zeit Geld zu verdienen, um seiner Wiedergutma­
chungspflicht nachzukommen. Damit kann auch 
in diesen Fällen eine zwingende und auch erfüll­
bare Bewährungsaufgabe gestellt werden.

Als eine wirksame Ausgestaltung der Bewäh­
rungsverurteilung hat sich - gerade bei Jugend­
lichen - die Verpflichtung zur Verrichtung unbe­
zahlter gemeinnütziger Arbeit in der Freizeit (vgl. 
§ 33 Abs. 4 Ziff. 5 StGB) erwiesen.

Die Verpflichtung zur Freizeitarbeit wird 
insbesondere dann auferlegt, wenn im Zusam­
menhang mit der Straftat ein negatives Freizeit­
verhalten, Mängel in der Arbeitsdiziplin oder 
eine Mißachtung des Eigentums der Gesell­
schaft oder der Bürger sichtbar wurden. Aber 
auch bei Körperverletzung, unbefugter Benut­
zung von Kraftfahrzeugen, Verkehrsgefährdung 
durch Trunkenheit kann die Verpflichtung zur 
Freizeitarbeit sinnvoll sein.

Beim Ausspruch dieser Verpflichtung muß 
berücksichtigt werden, ob sie geeignet ist, beim 
jugendlichen Straftäter einen Erziehungserfolg 
zu erreichen. Es sollen nicht weniger als drei 
und es dürfen nicht mehr als 10 Tage auferlegt 
werden.

Zur wirksamen Ausgestaltung der Bewäh­
rungsverurteilung gehört in den gegebenen Fäl­
len auch die Verpflichtung zur Berichterstattung 
vor dem Leiter, dem Kollektiv oder einem be­

stimmten staatlichen Organ (vgl. § 33 Abs. 7 
StGB). Diese Verpflichtung ist gegenüber den 
-anderen Verpflichtungen nicht von gleicher 
Selbständigkeit, denn sie ist immer anjien Aus­
spruch anderer Verpflichtungen gebunden, über 
deren Erfüllung der Verurteilte zu berichten 
hat.

Eine Verpflichtung zur Berichterstattung 
wird dann nützlich sein, wenn der Jugendliche 
zur Wiedergutmachung des Schadens in einer 
bestimmten Frist verpflichtet wurde, die von 
dem Verurteilten erhöhte Anstrengungen ver­
langt, oder wenn gemeinnützige Freizeitarbeit 
auferlegt oder Auflagen nach § 72 erteilt worden 
sind.

Mit dieser Berichterstattung soll folgendes er­
reicht werden:
- eine besonders nachhaltige Kontrolle der Er­

füllung der Bewährungspflicht, so daß der 
Verurteilte sich der Rechenschaftspflicht 
nicht entziehen kann;

V - die Befähigung des Täters, sein Verhalten 
während des Bewährungsprozesses kritisch 
einschätzen zu lernen (vor Kollektiv, Leiter 
oder Gericht);

- eine regelmäßige Prüfung der Anstrengungen 
des Täters zur Wiedergutmachung umfangrei­
cher Schäden;

- die Festigung des Verhältnisses zum Kollek­
tiv.

Vor wem Bericht erstattet werden soll, wird je­
weils vom Einzelfall - von den auferlegten 
Pflichten und der Persönlichkeit des Jugendli- 4 
chen - abhängen.

Soll vor dem Kollektiv berichtet werden (Schul­
klasse, Betrieb), so ist genau zu prüfen, ob das je­
weilige Kollektiv geeignet ist, Berichterstattungen 
entgegenzunehmen, und ob der Jugendliche das 
Kollektiv akzeptiert. Ist das nicht der Fall, so ist 
eine Berichterstattung vor dem Leiter - bei Schü- 

v lern vor dem Direktor der Schule - geeigneter.
Die Berichterstattung kann aber auch vor einem 
Richter oder Schöffen im Gerichtsgebäude ange­
ordnet werden.
Bei besonders undiszipliniertem Verhalten, Pro­
blemen bei der Erziehung des Jugendlichen 
durch das Kollektiv (zum Beispiel Schulklasse) 
sollte die Berichterstattung vor dem Richter vor­
gesehen werden. Es kann in diesen Fällen auch 
sinnvoll sein, eine solche Berichterstattung im 
Beisein des Richters vor der Schulklasse vorzu­
nehmen. Dadurch erleben die Schüler eine Form 
der unmittelbaren Durchsetzung des sozialisti­
schen Rechts. Außerdem können unmittelbare 
Hinweise und Orientierungen des Richters dazu
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